
 

 

Beilage 1234/2014 zu den Wortprotokollen des Oö. Landtags 

 XXVII. Gesetzgebungsperiode 
 
 

Initiativantrag 

der unterzeichneten Abgeordneten des Oberösterreichischen Landtags 

betreffend die Wirtschafts- und Handelsabkommen 

CETA (Comprehensive Economic and Trade Agreement) und  

TTIP (Transatlantic Trade and Investment Partnership) 

sowie das 

Abkommens für Handel und Dienstleistungen 

TiSA (Trade in Services Agreement) 

 

Gemäß § 25 Abs. 6 der Oö. Landtagsgeschäftsordnung wird dieser Antrag als 

dringlich bezeichnet. 

 

Der Oö. Landtag möge beschließen: 

 

Resolution 
 

Die Oö. Landesregierung wird ersucht, bei der Bundesregierung dafür einzutreten, dass 

diese sich auf europäischer Ebene dafür einsetzt, dass die Freihandelsabkommen zwischen 

der EU und Kanada (CETA), zwischen der EU, den USA und weiteren Staaten (TTIP) sowie 

das Abkommen für Handel und Dienstleistungen (TiSA) nur unter folgenden Bedingungen 

weiterverfolgt  werden dürfen:   

 Grundsätzlich soll das Europäische Parlament in regelmäßigen Abständen über den 

aktuellen Stand der jeweiligen Verhandlungen unterrichtet werden sowie 

unbürokratischen Zugang zu sämtlichen für die Verhandlung relevanten Dokumenten 

bekommen.  

 Die EU-Kommission hat den Regierungen der EU-Mitgliedstaaten und den nationalen 

Parlamenten alle relevanten Dokumente zugänglich zu machen und umfassend über 

die Verhandlungen zu informieren.  

 Der geplante Investorenschutz/Investor-Staat-Streitbeilegungsmechanismus ist in der 

derzeitigen Form abzulehnen.  

 Die Rechte von VerbraucherInnen müssen geschützt bleiben. Der Schutz von 

persönlichen Daten und Urheberrechten müssen gewährleistet werden. 

 Ausnahmen für öffentliche Dienstleistungen als Verhandlungsziel wie z.B. Bildung, 

Gesundheits- und soziale Dienstleistungen, Abwasser- und Müllentsorgung, Energie, 

Verkehr, kulturelle Dienstleistungen und Wasserversorgung. Das EU-

Subsidiaritätsprinzip, wonach Kommunen, Länder und Mitgliedstaaten ihre 

Daseinsvorsorge selbst gestalten, muss strikt beachtet werden. Die Sicherung von  



 

 

Lohn-, Arbeits- und Sozialstandards sowie Umweltvorschriften auf europäischem 

Niveau und die vollständige Ratifizierung aller ILO-Standards müssen gewährleistet 

werden.   

Begründung 

 

Die genannten Handelsabkommen werden einen großen Teil der Weltbevölkerung betreffen, 

daher ist es unumgänglich, dass diese auch demokratisch durch die jeweiligen Parlamente, 

in diesem Fall durch das europäische Parlament, legitimiert sind. Eine Verhandlung unter 

Ausschluss der Öffentlichkeit widerspricht dem Transparenzgedanken und ist für die 

Bürgerinnen und Bürger nicht zufriedenstellend. Grundsätzlich ist für Oberösterreich als 

Exportbundesland zu betonen, dass  Freihandelsabkommen einen enormen 

wirtschaftspolitischen Stellenwert haben, weshalb der Abbau von Handelsbarrieren 

bedeutsam ist. 

Der Finanzsektor spielt in den Freihandelsabkommen eine große Rolle. Besonders die 

Regelungen im Bereich Investorschutz sind seit Beginn der Verhandlungen intensiv diskutiert 

worden. Eine grundsätzliche Harmonisierung der Kontroll- und Regulierungsmechanismen 

im Finanzsektor wäre jedoch zu begrüßen.  

Der Datenschutz spielt für die Bürgerinnen und Bürger in der Europäischen Union eine große 

Rolle, weshalb hier strengere Regelungen im Umgang mit zum Teil sehr persönlichen Daten 

gelten. Diese europäischen Vorgaben sind sinnvoll und beispielgebend und sollten zum 

Schutz der Bürgerinnen und Bürger noch intensiver ausgestaltet werden. Persönliche Daten 

sind keine Ware, und daher muss ein besonderer Schutz gewährleistet bleiben. 

 

Für die unterzeichnenden Abgeordneten ist es von zentraler Bedeutung, dass sowohl CETA 

als auch TTIP und TISA nicht dazu benutzt werden, hart erkämpfte europäische Standards in 

den unterschiedlichsten Rechtsmaterien nach unten zu nivellieren, sondern Messlatte für die 

Verhandlungspartner sind, an denen sie sich orientieren können. Um genau das zu 

gewährleisten, ist es zwingend notwendig, das demokratisch legitimierte europäische 

Parlament in die Verhandlungen mit einzubeziehen. 

 

Linz am 23. September  2014 

 

(Anm.: SPÖ-Fraktion) 
Bauer, Müllner, Affenzeller, Röper-Kelmayr, Peutlberger-Naderer, Makor, Baumgartner, 
Rippl, Krenn, Pilsner, Eidenberger, Weichsler-Hauer, Promberger  
 
 



 

 

(Anm.: ÖVP-Fraktion) 
Stelzer, Dörfel, Ecker, Jachs, Lackner-Strauss, Sigl, Schulz, Gattringer, Frauscher, 
Astleitner, Peinsteiner, Langer-Weninger, Manhal, Weixelbaumer, Priglinger, 
Hingsamer, Tausch, Weinberger, Brunner, Pühringer, Stanek, Csar, Höckner, 
Schillhuber, Hüttmayr, Aichinger  
 
(Anm.: Fraktion der GRÜNEN) 
Buchmayr, Wageneder, Schwarz, Hirz  
 
(Anm.: FPÖ-Fraktion) 
Steinkellner  

 


